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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Eltern-Kind-Pass-

Gesetz, das Kinderbetreuungsgeldgesetz und das 

Familienlastenausgleichsgesetz 1967 geändert werden; 

Ressortstellungnahme 

Das Bundesministerium für Frauen, Wissenschaft und Forschung nimmt Bezug auf das do. 

Schreiben vom 13. Oktober 2025, dankt für die Übermittlung des im Betreff genannten 

Entwurfes und nimmt wie folgt Stellung:  

Zu § 5 Abs. 3 Z 5 EKPG: 

Nach der geltenden Fassung des § 5 Abs. 3 Z 5 EKPG haben Obsorgeberechtigte keinen 

Zugriff auf die besonderen Befunde in der Schwangerschaft gem. § 4 Abs. 3 Z 2 lit e EKPG. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung zu § 5 Abs. 3 Z 5 EKPG soll eine Zugriffsberechtigung 

der Obsorgeberechtigten für die gesamte Ziffer 2 des § 4 Abs. 3 EKPG, sohin einschließlich 

der besonderen Befunde in der Schwangerschaft, eingeführt werden. Für die Ausweitung 

des Zugriffs wird keine Erklärung angegeben.  

Da aus ho. Sicht keine sachlichen Gründe oder überwiegenden Interessen für einen 

entsprechenden Zugriff der Obsorgeberechtigten auf diese Daten der Schwangerschaft 

ersichtlich sind und das datenschutzrechtliche Interesse der (vormals) Schwangeren 

überwiegt, wird die Aufnahme einer Beschränkung in § 5 Abs. 3 Z 5 EKPG auf die Daten 

gem. § 4 Abs. 3 Z 2 lit. a bis d EKPG angeregt.  

Es wird daher um Änderung des § 5 Abs. 3 Z 5 EKPG wie folgt ersucht:  

„5. Obsorgeberechtigte auf die Daten gemäß § 4 Abs. 3 Z 2 lit. a bis d und Abs. 4“. 
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Eine Kopie dieser Stellungnahme wird dem Präsidium des Nationalrates in elektronischer 

Form zur Verfügung gestellt.  

Wien, 7. November 2025 

Für die Bundesministerin: 

Dr.in Petra Hiermann-Fochta, BA (Hons.) 

Elektronisch gefertigt 
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